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Drucksache 1392 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 13. November 1959 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
211. Sitzung am 13. November 1959 beschlossen hat, hinsicht- 
lich des vom Deutschen Bundestag am 22. Oktober 1959 ver- 
abschiedeten 

Gesetzes über Maßnahmen zur Förderung der 
ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirt- 
schaft und weitere Änderungen und Ergän- 
zungen des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 
(Zweites Änderungsgesetz zum AVAVG) 

— Drucksachen 1240, 1294 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus folgendem Grund einberufen 
wird: 

In Artikel I ist die Nr. 1 (§ 1 Abs. 2 neu) zu streichen. 


Begründung umseitig 
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Drucksache 1392 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Begründung 

Nach der vom Bundesrat ständig vertretenen Auffassung be- 
darf gemäß Artikel 87 Abs. 3 GG nicht nur die Errichtung einer 
Bundesoberbehörde usw. und die Errichtung eines bundes- 
eigenen Verwaltungsunterbaus eines formellen Bundesgeset- 
zes, sondern auch die Übertragung von Verwaltungszustän- 
digkeiten auf diese Stellen. In diesem Bundesgesetz müssen 
die zu übertragenden Aufgaben enumerativ aufgeführt werden. 

Dr. Röder 


Bonn, den 13. November 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 29. Oktober 1959 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 

Dr. Röder 
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